
219 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates IX. GP. 

Bericht 
des Zollausschusses 

über die Regierungsvorlage (205 der Bei­
lagen): Deklaration über den provisorischen 
Beitritt Israels zum Allgemeinen Zoll- und 

Handelsabkommen. 

Die Regierungsvorlage enthält die Deklaration 
über den provisorischen Beitritt Israels zum 
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen 
(GAT1). Diese Deklaration wurde von den Mit­
gliedstaaten des GATT und Israel ausgearbeitet 
und am 29. Mai 1959 in Genf zur Unterzeichnung 
durch die Vertragsstaaten und Israel aufgelegt. 

In dieser Deklaration verpflichten sich die Ver­
tragsstaaten und Israel, ihre wechselseitigen 
Handelsbeziehungen auf die Bestimmungen des 
GATT-Abkommens zu gründen und im beson­
deren sich die Meistbegünstigung auf dem Ge­
biete der Zölle einzuräumen. 

Die vorliegende Deklaration wird zwischen 
Israel und einer Vertragspartei am 30. Tage 
nach dem Tag, an dem -sie durdl Unterschrift 
oder in anderer Weise durch Israel und die be­
tteffende Vertragspartei angenommen worden 
ist, wirksam werden. Die Gültigkeitsdauer dieser 
Deklaration und somit auch des provisorischen 
Beitritts Israels ist zunächst mit 31. Dezember 
1961 begrenzt oder mit dem Zeitpunkt des end­
gültigen Beitritts Israels zum GATT gemäß 
Art. XXXIII, falls dieser bereits vor dem 31. De­
zember 1961 erfolgen sollte. 

Die Durchführung von Zolltarifverhandlungen 
zwischen Israel und allen int,eressierten GATT­
Staaten ist die Voraussetzung für den endgültigen 
Beitritt Israels. Als Vorleistung erklärte sich Is­
rael bereit, die im Jahre 1961 vorzunehmenden 
Zolltarifverhandlungen auf Grund der im Zeit­
punkt der Verabsdliedung der Deklaration gel­
tenden oder der allenfalls bis zum Zeitpunkt des 
Beginnes der Tarifverhandlungen im Jahre 1961 
ermäßigten Zollsätze und sonstigen Importabga­
ben durchzuführen, wobei die letzteren zum 
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Zwecke der Tarifverhandlungen als Teil des Zoll-
tarifes angesehen werden. -

Die Deklaration hat gesetzändernden Charak­
ter, da österreich verpflichtet wird, den aus 
Israel stammenden Waren bei ihrer Einfuhr nach 
österreich die meistbegünstigten Zollsätze zu 
gewähren. Die autonomen Rechtsvorschriften 
österreichs reichen zur Einräumung der Meist­
begünstigung gegenüber Israel auch während der 
Zeit des vorläufigen Beitrittes dieses Landes zum 
GATT nicht aus. Da somit die Deklaration neues 
Recht schafft, ist sie, wie schon erwähnt, gesetz­
ändernder Natur und bedarf daher zur Erlan­
gung der innerstaatlichen Rechtswirksamkeit ge­
mäß Art. 50 Bundes-Verfassungsgesetz in der 
Fassung von 1929 der Genehmigung des Natio­
nalrates. 

Der Ministerrat hat in seiner Sitzung vom 
31. Mai 1,960 beschlossen, eine Neufassung der 
deutschsprachigen übersetzung der vorliegenden 
Deklaration vorzulegen. Die neugefaßte deutsch­
sprachige übersetzung lag dem Ausschuß .eben­
falls vor. 

Der Zollausschuß hat die Regierungsvorlage in 
seiner Sitzung am 1. Juni 1960 in Verhandlung 
gezogen und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause die Genehmigung dieser Deklaration zu 
empfehlen. . 

Der An t rag des Zollausschusses lautet dem-
nach: -

"Der von der Bundesregierung vorgelegten 
Deklaration über den provisorischen Beitritt 
Israels zum Allgemeinen Zoll- und Handels­
abkommen (205 der Beilagen) in der a n­
g e s chi 0 s sen e n F ass u n g wird gemäß 
Art. 50 Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung 
von 1929 die verfassungsmäßige Genehmigung 
erteilt. " 

Wien, am 1. Juni 1960 

Dipl.-Ing. Pius Fink 
Obmann 

"/. 
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(übersetzung.) 

DECLARATION ON THE PROVI-_ DEKLARATION ÜBER DEN PROVI­
,SIONAL ACCESSION OF ISRAEL TO SORISCHEN BEITRITT ISRAELS ZUM 
THE GENERAL AGREEMENT ON ALLGEMEINEN ZOLL- UND HANDELS-

T ARIFFS AND TRADE. ABKOMMEN. 

The Government of Israel and the other 
governmeruts on hehalf of which thisDecl3lration 
has been accepted (the latter governments 
hereinafter referred to as the "participating 
governments"); 

CONSIDERING that the Government of 
Israel on 26 March 1959 made a formal request 
to accede to the General Agreement on Tariffs 
and Trade (herein after referred to as the 
"Gener,al Agreement") in accordance with the 
provisions of Article XXXIII of the General 
Agreement; and 

HA VING REGARD to the desire of many 
contracting parties to the General Agreement to 
conductthe tariff negotiations with Israel, which 
it is considered should precede accession under 
Article XXXIII, dUl'ing the tariff conference to 
be held in 1960and 1961, arrangements for 
which are being made by the CONTRACTING 
PARTIES to the General Agreement (herein­
after referred- to aso the "CONTRACTING 
PARTIES"): " 

1. DECLARE that,pending the accession of 
Israel under the provisions of Article XXXIII, 
following the conclusion of tariff negotiations 
with contracting parties, to the General Agree­
ment, the commercial relations between the par­
ticipating governments and Isnel 8hall be based 
upon the General Agreement as if the provisions 
of the model protocol ofaccession approved by 
the CONTRACTING PARTIES on 23 Oetober 
1951, were embodied in this Declara;tion, ,except 
that Israel sha11 not have any direct rights with 
respect to the concessions contained inthe 5,ched­
uIes annexed to the General Agt'1eemem 'either 
under the provisions of Article II cr under the 
provisions of any other Article of the General 
Agreement. 

IN DER ERWKGUNG, daß die Regierung 
Israels ,am 26. März 1959 ein formelles Ansuchen 
um Beitritt zum Allgemeinen Zo11- und Handels­
abkommen (in der Folge als "Allgemeines Ab­
kommen" bezeichnet) im Einklang mit den Be­
stimmungen des Artikels XXXIII des Allge­
meinen Abkommens stellte, und 

MIT RüCKSICHT auf, den Wunsch vieler 
Vertragsstaaten des Allgemeinen Abkom~eJ1s, 
während der 1960 und 1961 stattfindenden Zoll­
tarifkonferenz, die von den Vertragsstaaten des 
Allgemeinen Abkommens (in der Folge als 
"VERTRAGSSTAATEN" bezeichnet) vorbe­
reitet wird, jene Zollverhandlungen mit Israel 
durchzuführen, die nach Ansicht der Vertrags­
staaten einem Beitritt nach Artikel XXXIII vor­
auszugehen haben, 

1. ERKLKREN die Regierung Israels und 
andere Regierungen, in deren Namen diese 
Deklaration angenommen wurde (die letzteren 
im folgenden als "teilnehmende Regierungen" 
bezeichnet), daß, solange der Beitritt Israels nach 
den Bestimmungen' des Artikels XXXIII, der die 
Durchführung von Zollverhandlungen mit Ver­
tragsstaaten des Allgemeinen Abkommens zur 
Voraussetzung hat, in Schwebe ist, die Handels­
beziehungen zwischen den teilnehmenden Regie­
rungen und Israel auf dem Allgemeinen Abkom­
men basieren werden, als ob die Bestimmungen 
des Muster-Beitrittsprotokolls, das von den 
VERTRAGSSTAATEN am 23. Oktober 1951 
angenommen wurde, in der gegenständlichen De­
klaration enthalten wären, mit der Ausnahme, 
daß Israel keine unmitteibaren Rechte auf die 
in den Listen zum Allgemeinen Abkommen ent~ 
haltenen Begünstigungen, s,ei es nach den Bestim­
mungen des Artikels' II, sei es nach den Bestim­
mungen irgend eines anderen Artikels des All­
gemeinen Abkommens, haben wird. 
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2. REQUEST the CONTRACTING PAR­
TIES to perform such functions as are necessary 
for the operation of this Declaration. 

3. This Declaration, which has been approved 
by the CONTRACTING P ARTIES by ,a two­
thirds majoI"ity, shall be opened for acceptanüe, 
by signature or otherwise, by Israel, by con­
tracting parties to the General Agrcement, and 
by auy governments which accede provisionally 
to the General Agreement. 

'4. This Dec1aration shall be deposited with 
the Executive Secrctary of the CONTRACT­
IN G PAR TIES to the Ge).'leral Agreement. 

5. The Executive Secretary of the CON­
TRACTING PARTIES tothe General Agree­
ment shall promptly furnish a certified copy 
of this Declaration, ,aoo a .notificarion of each 
acceptanüe the'reof, to ea.ch ,government to which 
this Decla:ration is open foracceptance. , 

6. This DecIaration shall become effective 
betwe,en Israel and any participating government 
on the thirtieth day following the day upon 
which it shall have been accepted on behalf of 
Is'rael and of that government; !it shall rema,in in 
force until the Governmerit of Israel accedes to 
the General Agreement under the· provisions of 
Article XXXIII "thereof or untiJ. 31 December 
1961, whichever date is earlier, unless it has been 
agr'eed by Israel and the participating govern­
ments to extend its validity to a Iater date. . 

3 

2. ERSUCHEN die Regierung Israels und die 
teilnehmenden Regierungen die VER TRAGS­
ST AA TEN, die notwendigen Maßnahmen zur 
Durchführung dieser Deklaration zu treffen. 

3.' Diese Deklaration, welche von den VER­
TRAGSSTAATEN mit Zweidrittelm'ehrheit ge­
nehmigt wurde, liegt zur Annahme durch Unter­
zeichnung oder' auf andere Art durch Israel, 
durch Vertragsstaaten des Allgemeinen Abkom­
mens oder durch Regierungen, die dem Allge­
meinen AbkOmmen provisorisch beitreten, auf. 

4. Diese Deklaration wird beim Exekutiv­
sekretär der VER TRAGSST AA TEN des Allge­
meinen Abkommens hinterlegt., 

5. Der Exekutivsekretär der VERTRAGS­
ST AA TEN des Allgemeinen Abkommens wird 
unverzüglich eine beglaubigte Abschrift dieser 
DekLaration und eine Verständigung von jeder 
Annahme jeder Regierung, der die DekLa.ration 
zur Anna-hmeoff,en steht, übermitteln. 

6. Diese Dekl:aration wird zwischen Israel und 
jeder teilnehmenden Regierung am 30. Tag nach 
dem Tag der Annahme durch Israel und durch 
die betreffende Regierung wirksam; sie bleibt in 
Kraft, bis die Regierung Israels dem Allgemeinen 
Abkommen nach den Bestimmungen des Artikels 
XXXIII beitritt oder bis zum 31. Dezember 1961, 
je na,chdem, welcher Zeitpufiikt früher eintritt, cs 
sei denn, Israel und d~e teilnehmenden Regierun­
gen kommen üQc'rein, die Wirksamkeit der De­
klaration bis zu einern späteren Zeitpunkt zu 
verlängern. ' 

DONE at Geneva this twenty-ninth day of GESCHEHEN zu Genf, in einfacher Ausfer-
May one thousanld nine hUIlIdroo Ialnu fifty-nine, tigung, in englischer und französischer Sprache, 
in asingle copy in the EngliSih and French lan-I wobei beide Texte gleichermaßen authentisch 
guages, both texts authentie. \ sind, am 29. Mai 1959. 
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